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AKTUELL 

SNB rüttelt an Gold­
deckung des Frankens 

Die Schweizer Nationalbank 
(SNB) rüttelt an der Vorschrift, dass 
der der Notenumlauf zu mindestens 
40 Prozent durch Gold gedeckt sein 
muss. Der scheidende Notenbank-
Präsident Markus Lusser sprach sich 
am Dienstag für modernere 
Deckungsvorschriften aus. Die 
Goldreserven sollen jedoch nicht an7 
getastet werden. 

Finanzausgleich nicht auf 
Kosten der Gemeinden 

Bund und Kantone sollen sich bei 
der Neuordnung des Finanzaus­
gleichs nicht auf Kosten der finan­
ziell gesunden Gemeinden sanieren. 
Und die Mittelbeschaffung von Ge­
meinden und Kantonert soll von der 
Stempelabgabe befreit werden, wie 
ein Gemeindevertreter in der April-
Ausgabe der FDK-Informationen 
verlangt. 

Jung und alt sollen 
Sozialstaat entlasten 

Mit einem neuen Vertrag zwischen 
den Generationen sollen die Sozial­
versicherungen entlastet werden. Die 
Schweizerische Vereinigung für Zu­
kunftsforschung (SZF) hat einen ent­

sprechenden Entwurf präsentiert. 
Propagiert werden ein Gemein­
schaftsdienst und der stärkere Einbe­
zug der Pensionierten. Der einzige 
gängbare Weg für das schweizerische 
Sozialsystem sei eine Verbindung zwi­
schen traditionellen und neuen For­
men der sozialen Sicherung, sagten 
die beiden Autoren der Studie, Peter 
Füglistaler-Wasmer und. Maurice Pe-
dergnana-Fehr am Dienstag in Bern. 

Wochenarbeitszeit 
bei 41,9 Stunden 

Bern (AP) Die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer haben im vergan­
genen Jahr in der Schweiz rund 41,9 
Stunden pro Woche gearbeitet. Damit 
blieb die durchschnittliche wöchent­
liche Arbeitszeit gegenüber dem Vor­
jahr stabil, wie das Bundesamt für 
Statistik (BFS) am Dienstag mitteilte. 
Nach den Erhebungen des BFS liegt 
die betriebsübliche Wochenarbeits­
zeit in der Schweiz seit drei Jahren un­
verändert bei 41,9 Stunden. Genau 
soviel wurde im Dienstleistungssek­
tor auch 1995 noch gearbeitet, wie das 
BFS mitteilte. Im Baugewerbe lag die 
wöchentliche Arbeitszeit mit 42,5 
Stunden im Vergleich dazu eine halbe 
Stunde höher. Arbeitszeiten von über 
43 Stunden verzeichneten die Zweige 
Strassenverkehr und Rohrleitungen 
(43,9 Stunden), Gartenbau (43,8 
Stunden) und die Forstwirtschaft 
(43,2 Stunden). 

Freundnachbarliche Beziehungen nach Glaras 
Die Mitglieder der Regierung des Kantons Glarus statteten gestern unserem Land einen Besuch ab 

Der gestrige Besuch der Regierungsmitglieder des Kantons Glarus in unserem Land war geprägt durch die ausgezeichneten 
freundnachbarlichen Beziehungen zwischen unserem Land und dem Kanton Glarus. Nach einem von der Regierung offerierten 
Mittagessen wurde die Ausstellung «500 Jahre italienische Kunst» in der Liechtensteinischen Staatlichen Kunstsammlung besich­
tigt. Abschliessender Höhepunkt war der Empfang der Gäste durch S.D. Fürst Hans-Adam II. und I.D. Fürstin Marie aufSchloss 
Vaduz, wo dieses Erinnerungsbild entstand. (Bild: vito) 

Nachwahl in Balzers 
für Rechnungsrevisoren 
(G.M.) - Die Nachwahl für die Be­
stellung der drei Rechnungsreviso­
ren in der Gemeinde Balzer$ findet 
am 12./14. April 1996 statt. Vorsteher 
Othmar Vogt teilte gestern dieses 
Datum mit. Einer Nachwahl stellen 
sich nach seinen Angaben Ivo 
Büchel (VU) und Jürgen Vogt (VU), 
die beim ersten Wahlgang das abso­
lute Mehr verfehlt hatten. 

Bei dieser Wahl hatte der FBPL-
Kandidat, Helmuth Büchel, mit 430 
Stimmen ein Spitzenresultat erzielt 
und die erforderliche absolute Mehr­
heit deutlich übertroffen. E r  muss 
sich deshalb dieser Nachwahl nicht 
mehr stellen. 

Der  VU-Kandidat mit der niedrig­
sten Stimmenzahl, Günther Vogt, hat 
nach. Angaben von Vorsteher 
Othmar Vogt seine Bewerbung um 
einen Sitz bei den Rechnungsreviso­
ren zurückgezogen. 

Dass eine Nachwahl in Balzers 
durchgeführt werden muss, weil die 
VU-Kandidaten das absolute Mehr 
nicht erreicht hatten, wurde von der 
Gemeindevorstehung zuerst nicht 
beachtet. Erst Anfragen von FBPL-
Seite führten zu einer Abklärun^bei 
der Regierung, welche die Rechtsla­
ge als klar und eindeutig befand. Das 
Gemeindegesetz legt fest, dass ein 
zweiter Wahlgang durchgeführt wer­
den muss, wenn ein Kandidat das ab­
solute Mehr nicht erreicht. 

neue 
Regierungsrätin Dr. Cornelia Gassner hatte Bericht über Errichtung eines Landtagsgebäudes fristgerecht vorgelegt - VU-Antrag a u f  Verschiebung 

(G.M.) - Wenn von der Landtagsmehr-
heit Eile In einer Sache beschlossen wird, 
heisst dies noch lange nicht konsequente 
Fortsetzung dieses Zeitdrucks. Die Rede 
ist vom Beschluss des Landtags im vergan­
genen Dezember, die Regierung habe bis 
im März 1996 ein Konzept über den Neu­
bau eines Landtagsgebäudes vorzulegen. 
Regierungsrätin Dr. Cornelia Gassner 
folgte diesem Auftrag - doch der Landtag 
verschob in der März-Sitzung dieses of­
fensichtlich so eilige Traktandum. 

VU-Fraktionssprecher Dr. Peter Wolff 
hatte in der DezemberJSitzung den An­
trag durchgedrückt, dje Regierung habe 
bis zur ersten Arbeitssitzung des Land­
tags «ein beschlussreifes Konzept über 
den Neubau eines Landtagsgebäudes» 
vorzulegen. Als nun der Bericht der Re­
gierung zur Diskussion vorlag, argumen­
tierte der VU-Fraktionssprecher, seinen 
Dezember-Antrag mit der Aufforderung 
höchster Eile bei der Erarbeitung des ge­
forderten Konzeptes völlig vergessend, 
dieses Traktandum könne ohne weiteres 

verschoben werden. 
Regierungsrätin Dr. Cornelia Gassner 

hatte fristgerecht den Bericht zur heuti­
gen Situation und über das weitere Vor­
gehen vorgelegt. Der Landtag sollte nach 
Auffassung der Regierung, nachdem die 
Prüfung verschiedener Standort-Varian-
ten vorgenommen worden war, zur 
Kenntnis nehmen, dass ein Architektur­
wettbewerb am Standort zwischen Re­
gierungsgebäude und Verweserhaus 
durchgeführt werde. Die Errichtung ei­
nes- repräsentativen Landtagsgebäudes, 
dessen Raumprogramm gegenüber dem 
früheren Projekt im Rahmen der  Erwei­
terung des Regierungsviertels reduziert 
worden war, würde nach den vorliegen­
den Kostenschätzungen rund 22 Millio­
nen Franken betragen. 

Das Fehlen eines Landtagsgebäudes 
war in der Dezember-Sitzung von Abge­
ordneten als «Schande für Liechtenstein» 
und als «unwürdig für die Volksvertre­
tung» bezeichnet worden. Insbesondere 
VU-Abgeordnete gefielen sich im Ver­

laufe jener Debatte in der Rolle als Kriti-. 
ker der Regierung, vor allem jedoch von 
Bauministerin Dr. Cornelia Gassner, in­
dem sie einen Rechnungsfehler über die 
Grösse des alten Landtagssaales mit 
«schlampiger Ausführung» und «Kosten­
fehlschätzungen» gleichsetzten. 

Auch gaben VU-Abgeordnete ihrem 
Unmut über die zeitlichen Angaben im 
Regierungsbericht über die Errichtung 
eines Landtagsgebäudes deutlich Luft. 
Regierungsrätin Dr. Cornelia Gassner 
hatte ausgeführt, realistischerweise müs­
se bei einem solchen Bauwerk von einer 
Planungs- und Bauzeit von rund zehn 
Jahren ausgegangen werden. VU-Abge­
ordnete vertraten die Ansicht, bei richti­
ger Planung und Ausführung müsste eine 
kürzere Erstellungsdauer möglich seiji. 
„ Dass Vertreter der gleichen Fraktion, 
die einerseits ein schnelleres Vorgehen 
forderten, anderseits ausgerechnet eine 
Verschiebung desTraktandums befürwor­
teten, erscheint schwer nachvollziehbar. 
Rein sachliche Überlegungen können 

265 Millionen franken für Unterführung des Churer Bahnhofs 
Unterirdische Einführung der Chur-Arosa-Linie in Bahnhof Chur - Baubewilligung in rund zwei Jahren? 

Chur (AP) Die auf 2003 geplante unter­
irdische Einführung der Linie Chur-Aro­
sa in den Bahnhof Chur wird gemäss Auf­
lageprojekt rund 265 Millionen Franken 
kosten. Die Baubewilligung für diesen 
zentralen Teil des Bahnhofausbaus dürfte 
in zwei Jahren vorliegen, wie die Rhäti-
sche Bahn (Rhb) am Dienstag bekannt­
gab. Der  Kerninhalt des Projekts, die Ver­
legung des Trassees der Chur-Arosa-Li-
nie aus dem Strassennetz der Stadt Chur, 
lag bereits im Jahr 1962 vor, wie Rhb-Ver-
treter an einer Pressekonferenz in Chur 
erinnerten. Mit der unterirdischen Ein­
führung könne nun die Drehscheibe Chur 
als wichtigstes Eingangstor des öffent­
lichen Verkehrs in die Tourismusregion 
Graubünden und als bedeutendster Um­
steigeknoten des Kantons endlich aufge­
wertet werden. Das Auflageprojekt um-
fasst sechs Teilprojekte: In einem ersten 
Teil soll der Mittenbergtunnel zwischen 
der Neumühle Chur und Sassal die Stadt 
Chur vom Bahnverkehr entlasten. 

Die im Jahr 2003 geplante unterirdische Einführung der Linie 
Bahnhof Chur (Bild) wird rund 265 Millionen Franken kosten. 

Arosa in den 
(Bild: A P )  

kaum ausschlaggebend gewesen sein. 
Eher drängt sich der Verdacht auf, dass in 
der Vorwahlzeit die Uhren entgegen an­
derslautenden Beteuerungen eben doch 
anders laufen. Wahrscheinlich haben eini­
ge, mit Blick auf den bevorstehenden 

.Wahlkampf, nun etwas Bedenken bekom­
men, denn der Bau eines neuen Landtags­
gebäudes mit mutmasslichen Baukosten 
von 22 Millionen Franken ist zweifellos 
schwierig in der Öffentlichkeit zu vertre­
ten. Nach Meinung eines VU-Abgeordne-
ten in der Dezember-Sitzung sollte «un­
verzüglich die Suche nach Standorten be­
ginnen, um möglichst rasch das Signal der 
Planung geben zu können». 

Diese Suche hat begonnen, ist bereits 
abgeschlossen und das Resultat dieser 
Abklärungen schriftlich unterbreitet 
worden - doch nun wollte die VU-Mehr-
heit vorerst nicht mehr. Ob  bei der näch­
sten Sitzung im Mai der Mut vorhanden 
ist, grundsätzlich den Beschluss für ein 
Projekt mit Baukosten von etwa 22 Mil­
lionen Franken zu fällen? 

EU: Öffnung beim 
Personenverkehr 

Bern (AP) Die Schweizer Bundesrats­
parteien haben dem Bundesrat grünes 
Licht für ein neues Verhandlungsmandat 
mit der EU erteilt. Erstmals stimmten alle 
vier Parteien einer Öffnung beim Perso­
nenverkehr zu. SVP-Nationalrat Chri­
stoph Blocher kündigte postwendend das 
Referendum gegen die vorgeschlagene 
Öffnung an. Mit ihrem Entscheid haben 
die Parteren dem Bundesrat den Rücken 
gestärkt, der voraussichtlich heute Mitt­
woch über eine Änderung des Verhand­
lungsmandates mit der EU beschliessen 
wird.. FDP, CVP, SP und auch die SVP 
stimmen am Dienstag einer gemeinsamen 
Erklärung zu, wonach EU-Bürger in der 
Schweiz auf dem Arbeitsmarkt Schwei­
zern grundsätzlich gleichgestellt werden 
sollen. Die Begrenzung der Ausländer soll 
dabei vorerst beibehalten werden. Fünf 
Jahre nach Inkrafttreten der Regelung 
soll die Schweiz aber mit der E U  über die 
Abschaffung der Einreisebeschränkun­
gen für EU-Bürger verhandeln können. 
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